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Gemeinde Chieming
Bebauungsplan "Hart - Gewerbegebiet u. Mischgebiet West"
Die Gemeinde Chieming erlässt gemäß § 2 Abs. 1, §§ 8, 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), der 
Baunutzungsverordnung (BauNVO), des Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) und des 
Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) diesen Bebauungsplan als Satzung.

A. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN

1. Geltungsbereich

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

2. Art der baulichen Nutzung

Mischgebiet gemäß § 6 der Baunutzungsverordnung (BauNVO)

Gewerbegebiet gemäß § 8 der Baunutzungsverordnung (BauNVO)

3. Maß der baulichen Nutzung

Erläuterung der Nutzungsschablone:

bauliche Nutzung Grundflächenzahl (z. B. 0,4)
(z. B. Mischgebiet)

max. traufseitige Wand- Dachform (z.B. Satteldach)
höhe in m (z. B. 6,5)

offene Bauweise max. Firsthöhe in m (z. B. 12,0)

Abgrenzung von Bereichen unterschiedlicher Nutzungen

Kennzeichnung unterschiedlicher Nutzungsbereiche

MI

GE

4. Bauweise

offene Bauweise

Baugrenze

5. Verkehrsflächen

öffentliche Verkehrsfläche

öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (Geh- und Radweg)

Straßenbegrenzungslinie

6. Grünordnung und Eingriffsregelung

private Grünfläche

Fläche mit Pflanzbindungen

Baum, zu erhalten

Baum, zu pflanzen (vorgeschlagener Standort)

Baum im Straßenbereich mit hohem Kronenansatz, zu pflanzen
(vorgeschlagener Standort)

Sträucher als Hecke, zu pflanzen

Umgrenzung von Ausgleichsflächen gemäß Festsetzungen durch Text

Laubwald

Waldmantel

Saumfläche (Extensivgrünland)

MI 0,4

WH 6,5

o

E. VERFAHRENSVERMERKE

1. Der Gemeinderat Chieming hat in der Sitzung vom 13.12.2022 gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung
des Bebauungsplans "Hart - Gewerbegebiet u. Mischgebiet West" beschlossen. Der Aufstellungs-
beschluss wurde am ......................... ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ......................... hat in der Zeit
vom ......................... bis .........................  stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1
BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ......................... hat in der Zeit
vom ......................... bis ......................... stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ......................... wurden die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ......................... bis
......................... beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom ......................... wurde mit der Begründung
gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ......................... bis ......................... öffentlich ausgelegt.

6. Die Gemeinde Chieming hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ......................... den Bebauungsplan
"Hart - Gewerbegebiet u. Mischgebiet West" gemäß § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom
......................... als Satzung beschlossen.

Chieming, den .................................

.............................................................
Stefan Reichelt, 1. Bürgermeister

6. Ausgefertigt

Chieming, den .................................

.............................................................
Stefan Reichelt, 1. Bürgermeister

7. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan "Hart - Gewerbegebiet u. Mischgebiet West" wurde am
......................... gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan
mit der Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Gemeinde zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungs-
plan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB
und die §§ 214 und 215 BauGB wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

Chieming, den .................................

.............................................................
Stefan Reichelt, 1. Bürgermeister

7. Schallschutz

Beschriftung der Teilflächen für Emissionskontingente (z. B. GE ost)

Abgrenzung zwischen unterschiedlichen Teilflächen für Emissionskontingente

B. HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN DURCH PLANZEICHEN

bestehende Grundstücksgrenze gemäß amtlicher Flurkarte

bestehende Flurstücksnummer gemäß amtlicher Flurkarte

bestehendes Gebäude gemäß amtlicher Flurkarte

bestehendes Gebäude für Wirtschaft und Gewerbe gemäß amtlicher Flurkarte

sonstiges Bauwerk gemäß amtlicher Flurkarte

bestehendes öffentliches Gebäude gemäß amtlicher Flurkarte

neu errichtetes landwirtschaftliches Gebäude

zum Abbruch vorgesehenes Gebäude

Grenze der räumlichen Geltungsbereiche der benachbarten Bebauungspläne

vorgeschlagene Grundstückseinteilung

vorgeschlagene Grundstücksbebauung

Anbauverbotszone zur Kreisstraße TS 47 nach Art. 23 bayerisches Straßen- und
Wegegesetz (BayStrWG)

äußerer Rand der Fahrbahndecke der Kreisstraße TS 47

Ortsdurchfahrtsgrenze

Sichtachse von der nördlichen Ortseinfahrt zur Kirche

einzuhaltendes Sichtdreieck nach Art. 26 BayStrWG

Wald, Gehölz (Bestand)

Höhenschichtlinie gemäß digitalem Geländemodell der Landesvermessungsverwaltung
in Meter über Normalnull

Entwässerungsgraben und Versickerungsmulde gemäß Entwässerungskonzept

C. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT

1. Art der baulichen Nutzung

1.1. Der Nutzungsbereich I wird als Mischgebiet gemäß § 6 BauNVO festgesetzt.
Tankstellen und Vergnügungsstätten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 BauNVO sind auch nicht 
ausnahmsweise zulässig.

1.2. Der Nutzungsbereich II wird als Gewerbegebiet gemäß § 8 BauNVO festgesetzt.
Nutzungen nach § 8 Abs. 3 BauNVO und Einzelhandelsgroßprojekte (Agglomerationen) im Sinne des 
Landesentwicklungsprogramms Bayern sind auch nicht ausnahmsweise zulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung, Abstandsflächen

2.1. Im Nutzungsbereich I wird die Grundflächenzahl auf 0,4 festgesetzt.
Im Nutzungsbereich II wird die Grundflächenzahl auf 0,8 festgesetzt.

2.2. Die Abstandsflächen nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO sind einzuhalten.

3. Bauweise

3.1. In den Nutzungsbereich I und II wird die offene Bauweise festgesetzt.

3.2. Abweichend davon ist, im Sinne des § 22 Abs. 4 BauNVO im Nutzungsbereich II ein Gebäude mit einer 
Gebäudelänge mit bis zu 60,00 m zulässig.

4. Höhenentwicklung und Höhenlage der Gebäude

4.1. Im Nutzungsbereich I wird die traufseitige Wandhöhe mit maximal 6,50 m festgesetzt.
Im Nutzungsbereich II wird die traufseitige Wandhöhe mit maximal 8,00 m und die Firsthöhe mit 
maximal 12,00 m festgesetzt. 
Als traufseitige Wandhöhe gilt das Maß ab Oberkante Fertigfußboden (OKFF) des untersten 
oberirdischen Geschosses im Sinne des Art. 2 Abs. 7 BayBO bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit 
der Dachhaut an der Traufseite.
Als Firsthöhe gilt das Maß ab OKFF des untersten oberirdischen Geschosses im Sinne des Art. 2 
Abs. 7 BayBO bis zur obersten Kante der Dachkonstruktion.

4.2. Die Oberkante des Fertigfußbodens des untersten oberirdischen Geschosses im Sinne des Art. 2 
Abs. 7 BayBO muss zwischen 0,20 m und 0,30 m über der Bezugsgeländehöhe liegen. Als 
Bezugsgeländehöhe gilt der Mittelwert der vom Baukörper angeschnittenen 0,5 m - Höhenlinien gemäß 
Planzeichnung, bzw. falls der Baukörper zwischen zwei 0,5 m - Höhenlinien liegt und keine davon 
anschneidet, der Mittelwert dieser beiden Höhen.

4.3. Aufschüttungen oder Abgrabungen des natürlichen Geländes sind nur im unumgänglichen Umfang zur 
Einfügung der Gebäude zulässig. Zu benachbarten Grundstücken hin ist das Gelände ohne 
Steilböschung oder Stützmauer anzugleichen. Hiervon sind Anlagen zur Entwässerung ausgenommen.

5. Gestaltung der Gebäude

5.1. Baukörper:
Als Gebäudeform ist ein klarer, ruhiger, rechteckiger Baukörper vorzusehen. Der First ist jeweils mittig, 
parallel zur Längsseite des Gebäudes anzuordnen.

5.2. Dachform:
Im Nutzungsbereich I sind für Hauptgebäude Satteldächer mit einer Dachneigung von 18° bis 22° 
zulässig.
Im Nutzungsbereich II sind für Hauptgebäude Satteldächer mit einer Dachneigung von 15° bis 18° 
zulässig.
Im Nutzungsbereich I und II sind für Nebengebäude Satteldächer mit einer Dachneigung von 18° bis 
22° zulässig.
Für Garagen und Carports sind auch begrünte Flachdächer zulässig.
Grabendachsituationen durch traufseitigen Anbau sind unzulässig.

5.3. Dacheindeckung:
Es ist kleinformatiges Dacheindeckungsmaterial in roter oder rotbrauner Farbe zu verwenden.  
Dacheindeckungen von Nebengebäuden sind in Farbe und Struktur dem jeweiligen Hauptgebäudedach 
anzupassen.
Flachdächer sind zu begrünen. Dabei ist eine durchwurzelbare Mindestschichtdicke von 0,20 m 
auszuführen.

5.4. Dachüberstand:
Für Hauptgebäude sind Dachüberstände an der Traufe von mindestens 0,60 m, am Ortgang von 
mindestens 0,80 m zulässig. Bei Garagen und Carports sind Dachüberstände an der Traufe von 
mindestens 0,60 m, am Ortgang von mindestens 0,80 m, bei Nebengebäuden an der Traufe von 
mindestens 0,20 m, am Ortgang von mindestens 0,30 m zulässig.

5.5. Fassadengestaltung:
Im Nutzungsbereich I sind Fassaden zu verputzen.
Außenputze sind in einer flächigen, glatten Art auszuführen. In den Obergeschossen sind senkrechte, 
überlukte Holzverkleidungen aus heimischen Hölzern ohne deckenden Anstrich zulässig. Zierputze 
sind unzulässig.
An den Fassaden dürfen keine grellen oder stark reflektierenden Materialien verwendet werden.

5.6. Werbeanlagen:
Art. 8 BayBO ist zu berücksichtigen. Werbeanlagen und Hinweisschilder dürfen nur erdgeschossig 
angeordnet werden und müssen sich baulich unterordnen.
Unzulässig sind:

- Werbeanlagen, die das Orts- und Straßenbild erheblich beeinträchtigen, insbesondere 
ortsbildprägende Sichtachsen und Blickbezüge;

SD

- Werbeanlagen, die ortsbildprägende Grünstrukturen und Grünanlagen erheblich beeinträchtigen;
- Werbeanlagen in störender Häufung und an den Ortsrändern, soweit sie in die freie Landschaft 

wirken;
- Lauflicht- und Wechselanlagen sowie Laserwerbung;
- Selbstleuchtende Werbeschriften und -schilder;
- Werbefahnenmasten und Werbepylonen.

5.7. Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren auf Dächern:
Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren auf Dächern sind zulässig. Solaranlagen auf Dächern sind 
entweder in die Dachfläche zu integrieren oder parallel zu dieser in einem Abstand von maximal 0,20 m 
(Oberkante Dachfläche bis Oberkante Solaranlage) anzuordnen. Der höchste Punkt der Solaranlagen 
darf die Firsthöhe nicht überschreiten.
Die nutzbaren Dachflächen sind, sobald ein geeigneter Einspeisepunkt am Grundstück verfügbar ist, 
auf der West-, Süd- und Ostseite bei geneigten Dächern zu mindestens 40% mit blendfreien 
Photovoltaikmodulen zur Nutzung der einfallenden Sonnenenergie auszustatten (Solarmindestfläche). 
Werden auf einem Dach Sonnenkollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die 
zu realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden.

6. Flächen für Stellplätze und Garagen

6.1. Im Nutzungsbereich I sind je Wohneinheit 2 KFZ-Stellplätze nachzuweisen.
Für Wohneinheiten mit einer Wohnfläche von unter 60 m² ist nur 1 KFZ-Stellplatz nachzuweisen.

6.2. Zwischen der öffentlichen Verkehrsfläche und Garagen muss ein Abstand von mindestens 5,00 m für 
Zu- und Abfahrten vorhanden sein.

6.3. Befestigte Flächen auf den Grundstücken sind wasserdurchlässig auszuführen (z.B. Schotter, Pflaster, 
wassergebunden Decke).

7. Einfriedungen

7.1. Einfriedungen jeglicher Art dürfen die Höhe von 1,10 m, gemessen ab Straßenoberkante, bzw. 
Gehsteigoberkante nicht überschreiten.
Einfriedungsmauern sowie Betonsockel oder Säulen aus Betonformsteinen sind unzulässig.

7.2. An öffentlichen Straßenverkehrsflächen ist ein Mindestabstand von 0,50 m zwischen Einfriedung und 
Grundstücksgrenze bzw. 0,75 m zwischen Strauchpflanzungen und Grundstücksgrenze einzuhalten.

7.3. Um das Unterkriechen von Kleintieren zu ermöglichen, ist zwischen Unterkante Zaun und Oberkante 
Gelände ein Abstand von 0,10 m einzuhalten.

8. Ver- und Entsorgung

8.1. Stromversorgung:
Die zur Stromversorgung notwendigen Kabelverteilerschränke sind im Privatgrund aufzustellen und so 
in den Einfriedungen zu integrieren, dass sie von außen jederzeit zugänglich sind.

8.2. Wasserversorgung:
Die Trinkwasserversorgung hat durch Anschluss an die zentrale Wasserversorgung zu erfolgen.

8.3. Abwasserentsorgung:
Bebaute Grundstücke sind an die öffentliche Abwasserentsorgungsanlage anzuschließen.

9. Oberflächenentwässerung, Regenwassermanagement

Die Oberflächenentwässerung hat gemäß dem Entwässerungskonzept der ing Traunreut GmbH
(Nr.: 20087, vom 08.09.2023) zu erfolgen.

10. Immissionsschutz

Betriebe, Anlagen und Nutzungen sind nur zulässig, wenn deren von dem jeweiligen gesamten 
Betriebsgrundstück abgestrahlten Schallemissionen die nachfolgend genannten Emissionskontingente 
LEK weder tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) überschreiten.

11. Grünordnung

11.1. Grünflächen und Flächen mit Pflanzbindungen im Nutzungsbereich I:
Private Grünflächen zur Randeingrünung sind bis spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit mit 
standortheimischen Laubbäumen gemäß Artenliste 11.4. und standortheimischen Strauchgehölzen 
gemäß Artenliste 11.5. zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten (pro 25,00 m einzugrünende 
Grundstücksgrenze je mindestens 1 Baum und 3 niedrigwüchsige Sträucher; Strauchpflanzungen im 
Bereich der Tabinger Straße sind nur zur Eingrünung des Denkmals zulässig).
Flächen mit Pflanzbindungen sind bis spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit zu begrünen 
(gebietseigenes Saatgut) und mit standortheimischen Obstbäumen gemäß Artenliste 11.4. zu 
bepflanzen, zu pflegen und dauerhaft zu erhalten (mindestens 1 Obstbaum je angefangene 300 m² 
Grundstücksfläche mit Pflanzbindungen).
Die sonstigen nicht überbauten und nicht für Zufahrten und Stellplätze benötigten Flächen der 
Baugrundstücke sind bis spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit dauerhaft zu begrünen und mit 
standortheimischen Laubbäumen bzw. Obstbäumen gemäß Artenliste 11.4. zu bepflanzen.

Insgesamt sind pro angefangene 300 m² Grundstücksfläche mindestens ein Laubbaum bzw. Obstbaum 
zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

11.2. Grünflächen im Nutzungsbereich II:
Die privaten Grünflächen zur Randeingrünung sind bis spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit mit 
standortheimischen Laubbäumen gemäß Artenliste 11.4. und standortheimischen Strauchgehölzen 
gemäß Artenliste 11.5. zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten (durchgehende, zweireihige Hecke 
aus gemischten Sträuchern, Pflanzabstand 1,50 x 1,50 m; pro 10,00 m einzugrünende 
Grundstücksgrenze jeweils mindestens 1 Baum).
Die private Grünfläche zur Oberflächenentwässerung (Versickerungsmulde) ist ohne schweres Gerät, 
ohne Düngung und ohne Pestizideinsatz zu bewirtschaften.
Die sonstigen nicht überbauten und nicht für Lagerflächen, Zufahrten und Stellplätze benötigten 
Flächen der Baugrundstücke sind bis spätestens ein Jahr nach Bezugsfertigkeit dauerhaft zu begrünen 
(gebietseigenes Saatgut). Bei Strauch- und Baumpflanzungen sind Arten gemäß Artenlisten 11.4. und 
11.5. zu verwenden.

11.3. Pflanzverbote (Negativliste) für alle Neupflanzungen:
Nadelgehölze aller Art (auch Thujen), hängende, säulen- und pyramidenförmige Arten und Sorten sind 
nicht zulässig.

11.4. Artenliste für Einzelbaumpflanzungen (gebietseigenes Pflanzenmaterial):
Mindestqualitäten: Hochstamm; 3x verpflanzt; Stammumfang großkronige Laubbäume
mindestens 16 - 18 cm, kleinkronige Laubbäume mindestens 12 - 14 cm.

Acer platanoides Spitz-Ahorn Prunus avium Kirsche
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn Prunus sp. Steinobst
Acer campestre Feld-Ahorn Pyrus sp. Birne
Alnus incana Grau-Erle Sorbus sp. Mehlbeere in Sorten
Carpinus betulus Hainbuche Salix alba Silber-Weide
Fagus sylvatica Rotbuche Tilia sp. Linde
Fraxinus excelsior Esche Ulmus sp. Ulme
Malus sp. Apfel Quercus sp. Eiche
Populus tremula Zitterpappel

11.5. Artenliste für Strauchpflanzungen (gebietseigenes Pflanzenmaterial):
Mindestqualitäten: Sträucher; 2x verpflanzt; Höhe 100 - 150 cm; Pflanzabstand 1,50 x 1,50 m in 
Gruppen von 3 - 5 Stück einer Art.

Cornus sanguinea Hartriegel Rosa canina Hunds-Rose
Crataegus sp. Weißdorn Rosa avensis Feld-Rose
Ligustrum vulgare Liguster Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Lonicera xylosteum Heckenkirsche Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Prunus spinosa Schlehe Viburnum opulus Gemeiner Schneeball
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Ausgleichsfläche:
5.675 m², Fl.-Nrn. 45T, 65T, 67/2T, 68/1T Gemarkung Hart

Ausgangszustand:
intensiv bewirtschaftetes Grünland

Entwicklungsziel:
Neubegründung von standortgerechtem, naturnahem Laubwald mit reich
gestuften Waldmantel und vorgelagertem extensiv genutzten Saum
gemäß Festsetzungen durch Text.

Teilfläche
Emissionskontingente Tag/Nacht in dB(A)

LEK ,tags
dB(A)

LEK,nachts
dB(A)

   GE ost 60 43
   GE west 59 50
   MI ost 56 38
   MI west 58 38

o

GE ost

0 20 40 60 80 100 m

0 20 40 60 80 100 m

FH 12,0

11.6. Bäume im Straßenbereich und Bäume, die innerhalb der Flächen von Sichtdreiecken nach Art. 26
BayStrWG gepflanzt werden, müssen zum Zeitpunkt der Pflanzung einen Kronenansatz von
mindestens 2,50 m aufweisen.

12. Eingriffsregelung, Ausgleichsmaßnahmen

Die Ausgleichsmaßnahmen gemäß § 1a Abs. 3 BauGB sind auf den durch Planzeichen 
festgesetzten Flächen im Zuge der Erschließungsmaßnahmen in Abstimmung mit der Unteren 
Naturschutzbehörde und Unteren Forstbehörde anzulegen, dauerhaft stabil einzuzäunen, zu 
pflegen und dauerhaft zu erhalten. Dingliche Sicherung, Meldung als Ökofläche.

Ausgleichsfläche:
(Gemäß Planzeichnung, 5.675 m², Fl.-Nrn. 45T, 65T, 67/2T, 68/1T, Gemarkung Hart)

Neubegründung von naturnahem und strukturreichem Laubwald:
Zielbiotop im Sinne der Biotopwertliste der Bayerischen Kompensationsverordnung (BayKompV): 
"Buchenwald basenreicher Standorte", Waldmeister-Buchenwald, L243-9130, südexponierte 
Randausbildung mit führender Eiche (Quercus petrea, ca. 40% Mischungsanteil) und Buche (Fagus 
sylvatica, ca. 30%) sowie Hainbuche (Carpinus betulus, ca. 20%) und Sommerlinde (Tilia 
platyphyllos, ca. 10 %).

Schaffung eines reich gestuften naturnahen "Waldmantels frischer bis mäßig trockener Standorte": 
(Zielbiotop W12 im Sinne der Biotopwertliste der BayKompV; Breite ca. 9,00 m) aus Strauch- 
gehölzen, Obstgehölzen und Bäumen 2ter Ordnung (z.B.: Feldahorn, Hainbuche, Wildapfel, 
Wildbirne, Kirsche) gemäß Artenliste 11.4. und 11.5..

Herstellung eines, dem Waldmantel vorgelagerten, extensiv genutzten Saumes:
(Zielbiotop G212 im Sinne der Biotopwertliste BayKompV: "artenreiches Extensivgrünland"; Breite 
ca. 3,00 m); Ansaat mit zertifiziertem, gebietseigenem Saatgut zur Anlage von mehrjährigen bis 
dauerhaften Blühstreifen (Herkunftsregion 17 südliches Alpenvorland; Saatgut mit mindestens 50 % 
Kräutern und Leguminosen; Saatstärke gemäß Herstellerempfehlungen); späte, Kleintiere 
schonende (z. B. Balkenmähwerk) Mahd ab September mit wechselnden Bracheflächen und 
Beseitigung des Mähguts.

Es ist ausschließlich gebietseigenes Pflanz- und Saatgut zu verwenden. Düngung und 
Pestizideinsatz sind untersagt. Bewirtschaftung von Wald und Waldmantel außerhalb der 
Vogelbrutzeit. Im Zuge der künftigen Waldentwicklung ist dauerhaft ein Totholzanteil von 
mindestens 10 % der jeweils aufstockenden Holzmasse und ein Anteil von Biotopbäumen von 
mindestens 20 Stück/ha im Bestand zu belassen.

D. HINWEISE UND NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN DURCH TEXT

1. Kabelverteilerkästen sind bündig mit dem Leistenstein auf Privatgrund zu errichten, um Behinderungen 
des Winterdienstes zu vermeiden. Sie sind so in die Einfriedung zu integrieren, dass sie von außen 
jederzeit zugänglich sind.

2. Zum Schutz nachtaktiver Insekten ist umweltfreundlichen und energiesparenden Beleuchtungsanlagen 
auf öffentlichen und privaten Straßen im Baugebiet der Vorrang zu geben. Auf Art. 11a BayNatSchG und 
Art. 9 BayImSchG sowie auf den "Leitfaden zur Eindämmung der Lichtverschmutzung" des Bayerischen 
Staatsministeriums für Umwelt- und Verbraucherschutz (StMUV 2020) wird verwiesen.

3. Im Bereich von Sichtdreiecken nach Art. 26 BayStrWG dürfen keine Bepflanzungen oder bauliche Anla- 
gen (auch Stellplätze), die höher als 0,80 m sind, entstehen. Einzelbaumpflanzungen mit einem 
Astansatz höher als 2,50 m sind zulässig.

4. In der Anbauverbotszone zur Kreisstraße TS 47 nach Art. 23 BayStrWG dürfen keine baulichen Anlagen 
errichtet werden.

5. Bei Bepflanzungen sind die im Nachbarrecht (AGBGB) geregelten Pflanzabstände zur 
Grundstücksgrenze zu beachten.

6. Bei Baumpflanzungen ist gemäß DIN 18920 zu Kabelstraßen ein Abstand von 2,50 m einzuhalten.

7. Die von den umliegenden landwirtschaftlich genutzten Flächen ausgehenden Immissionen, insbesondere
Geruch, Lärm, Staub und Erschütterungen sind, sofern sie einer ordnungsgemäßen Bewirtschaftung 
entsprechen, von den Grundstückseigentümern zu dulden. Insbesondere auch dann, wenn 
landwirtschaftliche Arbeiten nach Feierabend, sowie an Sonn- und Feiertagen vorgenommen werden, 
falls die Wetterlage während der Erntezeit solche Arbeiten erzwingt.

8. Immissionsschutz:
8.1. Die Emissionskontingente L EK werden nach DIN 45691 vom Dezember 2006 definiert. Die Emissions- 

kontingente L EK geben die zulässige, immissionswirksame Schallabstrahlung pro Quadratmeter der 
Grundstücksfläche an. Die Emissionskontingente LEK beziehen sich auf die gesamte Grundstücksfläche. 
Ausgenommen sind hierbei Flächen, für die eine gewerbliche Nutzung ausgeschlossen ist (öffentliche 
Verkehrsflächen, Grünflächen).

8.2. Die Ermittlung der sich aus den maximal zulässigen flächenbezogenen Schallleistungspegel ergebenden 
Immissionskontingente L IK hat gemäß DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5, auf Basis der L EK und des 
Abstandsmaßes unter Ansatz einer Vollkugelausbreitung zu erfolgen.

8.3. Der Nachweis der Einhaltung der Immissionskontingente L IK durch konkrete Vorhaben innerhalb der 
kontingentierten Fläche ist für Immissionsorte im Sinne von Nr. 2.3 der TA Lärm an den nächstgelegenen 
Baugrenzen oder Gebäudefassaden der außerhalb des Plangebiets liegenden Nutzungen, in denen sich 
Fenster von Aufenthaltsräumen befinden oder auf Grund von Planungsrecht entstehen können, zu 
führen.

8.4. Die Berechnung der Einwirkungen des konkreten Vorhabens hat nach den Regelungen der Technischen 
Anleitung zum Schutz gegen Lärm von 1998 (TA Lärm) zuletzt geändert durch die Verwaltungsvorschrift 
vom 1. Juni 2017 zu erfolgen. Die Einhaltung der L IK (und damit auch der L EK) ist gegeben, wenn der 
Beurteilungspegel L r des konkreten Vorhabens an jedem zu betrachtenden Immissionsort kleiner oder 
gleich dem LIK ist (Lr ≤ LIK).

8.5. Ein Vorhaben erfüllt auch dann die schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der 
Beurteilungspegel Lr den Immissionsrichtwert nach TA Lärm um mindestens 15 dB unterschreitet 
(Relevanzgrenze DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5).

8.6. Sofern schutzbedürftige Aufenthaltsräume sowie Betriebsleiterwohnungen innerhalb der 
Gewerbegebietsflächen umgesetzt werden, muss nachgewiesen werden, dass der Immissionsrichtwert 
nach TA Lärm für ein Gewerbegebiet von 65 dB(A) am Tage und 50 dB(A) nachts bzw. für ein 
Mischgebiet von 60 dB(A) am Tage und 45 dB(A) nachts in Summe mit den weiteren Betrieben 
eingehalten wird bzw. dass der Betrieb irrelevant im Sinne der TA Lärm ist. Des Weiteren ist eine 
Prüfung des Spitzenpegelkriteriums nach TA Lärm durchzuführen.

8.7. Bei Geräuschübertragungen innerhalb von Gebäuden sind die Immissionsrichtwerte für den 
Beurteilungspegel nach TA Lärm für betriebsfremde schutzbedürftige Räume nach DIN 4109 vom 
Januar 2018 unabhängig von der Lage des Gebäudes von tags 35 dB(A) und nachts 25 dB(A) 
einzuhalten. Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen diese Immissionsrichtwerte um nicht mehr als 
10 dB überschreiten.

9. Niederschlagswasser:
Die Anforderungen der DWA-Blätter A 138 und M 153 sind einzuhalten.
Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von Niederschlagswasser eine 
genehmigungsfreie Versickerung bzw. Gewässereinleitung vorliegt. Die Vorgaben der 
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und der Technischen Regeln zum schadlosen 
Einleiten von gesammelten Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer (TRENOG) bzw. in das 
Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten. Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung zu 
beantragen. Die Einrichtungen zur Oberflächenentwässerung (privater Regenwasser- 
Hausanschlussschacht, privater Regenwasserkanal, Entwässerungsgraben und Versickerungsmulde) 
sind gemäß dem Entwässerungskonzept der ing Traunreut GmbH (Nr.: 20087, vom 08.09.2023) durch 
die Grundeigentümer herzustellen und zu erhalten.

10. Starkniederschläge können flächendeckend überall auftreten. Aufgrund dessen wirdempfohlen, eigen- 
verantwortlich Vorkehrungen zur Schadensvermeidung vorzunehmen und bei den Baumaßnahmen eine 
Überflutungsvorsorge für die geplanten Gebäude zu berücksichtigen. Auf die Vorschriften des 
Wasserhaushaltsgesetzes, insbesondere § 5 Abs. 2 und § 37 WHG wird verwiesen.
Für geplante Tiefgaragen und sonstige Untergeschosse sind Maßnahmen zum Schutz vor Überflutung 
bei Starkregen in der Planung zu berücksichtigen. Bodengleiche, ebene oder tieferliegende 
Gebäudeöffnungen sollten vermieden werden oder durch geeignete Objektschutzmaßnahmen gegen 
eindringendes Oberflächenwasser gesichert werden. Punktuell durch Aufstau mögliche größere 
Wassertiefen bei Starkregenereignissen (vgl. Entwässerungskonzept der ing Traunreut GmbH, 
Nr.: 20087, vom 08.09.2023, Kapitel 5 Starkregenberechnung) sind bei der baulichen Gestaltung 
angemessen zu berücksichtigen. Entsprechende Empfehlungen können z. B. dem "Leitfaden Starkregen 
- Objektschutz und bauliche Vorsorge", des Bundesinstituts für Bau-, Stadt- und Raumordnung (BBSR, 
2019) entnommen werden.

11. Für Bodeneingriffe jeglicher Art innerhalb des Geltungsbereiches ist eine denkmalrechtliche Erlaubnis 
gemäß Art. 7 Abs. 1 des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) notwendig, die in einem 
eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen 
ist. Bodendenkmäler, die nach Art. 8 des BayDSchG der Meldepflicht unterliegen, und sonstige 
historische Bodenfunde, die bei der Verwirklichung der Vorhaben zu Tage kommen, sind unverzüglich 
dem Denkmalamt und dem Kreisheimatpfleger zu melden.
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